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In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

2578/J betreffend Radwegekonzept für Österreich und dessen Um­

setzung, welche die Abgeordneten Dr. Haider und Dr. Ofner am 

14. Juli 1988 an mich richteten, beehre ich mich wie folgt Stel­

lung zu nehmen: 

Zu Punkt 1 der Anfrage: 

Weniger die rechtlichen Bestimmungen, sondern vielmehr die ein­

geschränkten Budgetmittel für den Straßenbau sind für Verzögerun­

gen bei der Umsetzung der im Rahmen des Radverkehrskonzeptes ge­

planten Radverkehrsanlagen der Bundesstraßenverwaltung verant­

wortlich. 

Die Tatsache jedoch, daß seitens meines Ressorts an der Erstel­

lung eines gesamtösterreichischen Radverkehrskonzeptes gearbei­

tet wird, verdeutlicht das besondere Augenmerk, daß ich dieser 

Entwicklung beimesse. 

Zu Punkt 2 der Anfrage: 

Der Gedanke nach Erstellung eines Österreichischen Radverkehrs­

konzeptes ist nach wie vor aktuell, jedoch ist zur Erfassung 

der dabei seitens der Bundesstraßenverwaltung aufzuwendenden 

Beiträge die Vorlage aller bundeslandinterner Radverkehrskon­

zepte erforderlich. 
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Zu Punkt 3 der Anfrage: 

Seitens meines Ressorts werden Mittel für jene Radverkehrsanla­

gen zur Verfügung gestellt, die im Zusammenhang mit den Bundes­

straßen stehen. Abgesehen von den laufenden im Zuge von Bundes­

straßenbaulosen im Jahre 1987 hergestellten Radverkehrsanlagen 

habe ich für das Jahr 1988 rund 10 Millionen Schilling zur Ver­

fügung gestellt. 

Weiters wurde der Bau sowie die Erhaltung von Rad(wander)wegen 

1987 und 1988 (bis 30.6.1988) im Rahmen der Aktion nach dem Fi­

nanzausgleichsgesetz durch die Gewährung von Zweckzuschüssen an 

Gemeinden in Höhe von insgesamt S 5,869.000,-- gefördert (ins­

gesamt 29 Förderungsfälle). 

Die in der oben erwähnten Aktion zu vergebenden Förderungsmittel 

werden vorn Bundesministerium für Finanzen zur Verfügung gestellt 

(derzeit 70 Millionen pro Jahr); mein Ressort wirkt bei der Ent­

scheidung über die Gewährung einer Förderung mit. 

Zu Punkt 4 der Anfrage: 

So ferne davon mein Ressort - und nicht das Bundesministerium für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr - betroffen ist, werden die 

in der STVO-Novelle vorgesehenen Maßnahmen bereits bei der Erstel­

lung des Österreichischen Radverkehrskonzeptes berücksichtigt, so­

daß dann in weiterer Folge diese Maßnahmen auch umgesetzt werden 

können. 

Zu Punkt 5 der Anfrage: 

In dem eigens installierten Arbeitskreis "Österreichisches Rad­

verkehrskonzept" sind nicht nur alle Landesregierungen, sondern 

auch Fahrrad- und Autofahrerverbände, ie Fremdenverkehrswirt-

schaft, sowie sämtliche betroffenen G inte-

griert. 
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